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Mahinda Rajapaksa hatte 
Sri Lanka von 2005 bis 
2015 als Präsident regiert 

und 2009 den Krieg gegen die Ta-
mil Tigers (LTTE) mit Mitteln been-
det, die ihm Vorwürfe über schwe-
re Menschenrechtsverletzungen 
und Kriegsverbrechen einbrachten. 
Nach dem Ende des bewaffneten 
Konf likts hatte Rajapaksa das Land 
zunehmend autoritär regiert. Mai-
thripala Sirisena war in dieser Zeit 
unter anderem Gesundheitsminister 
in seinem Kabinett. Sirisena trat zur 
Präsidentenwahl 2015 als gemein-
samer Präsidentschaftskandidat der 
Opposition gegen Rajapaksa an und 
gewann die Wahl unter anderem mit 
dem Versprechen, den Machtmiss-
brauch durch die damals weitgehen-
den Befugnisse des Präsidenten be-
enden zu wollen. Dieses Versprechen 
hatte die als Reformregierung an-
getretene Koalition unter Präsident 
Sirisena durch den 19. Zusatz zur 
Verfassung (amendment) im April 
2015auch tatsächlich rasch umge-
setzt. Ironie des Schicksals: Dersel-
be Sirisena wollte sich just über die 
Machtübertragung im 19. Amend-
ment auf den Ministerpräsidenten 

und das Parlament im Oktober 2018 
hinwegsetzen.

Zuspitzung der  
internen Krisen in 2018

Im Februar 2018 fanden Gemein-
dewahlen statt, in denen das Partei-
enbündnis von Mahinda Rajapak-
sa in den singalesisch sprechenden 
Regionen einen erdrutschartigen 
Sieg davon trug. Ab diesem Zeit-
punkt stand die politische Renais-
sance von Rajapaksa und seinen An-
hängern bei den nächsten regulären 
Wahlen 2019 (Präsidentschaft) und 
2020 (Parlament) als realistisches 
Szenario drohend im Raum. Das 
Zerwürfnis innerhalb der Regie-
rung zwischen Präsident und Pre-
mierminister nahm Fahrt auf, zu-
mal die Verwicklung von führenden 
UNP-Mitgliedern in einen Anlei-
henbetrug bei der Zentralbank of-
fenkundig wurde und das Image 
der Regierungskoalition gerade im 
Bereich Korruptionsbekämpfung 
beschädigte. Immerhin ein Hand-
lungsfeld der Regierung, an dem 
sowohl die singalesische wie die ta-
milische oder muslimische Bevölke-

rung starkes Interesse zeigte. In bei-
den Parteien, der UPFA von Sirisena 
wie der UNP von Wickremesinghe, 
dürfte die Ahnung gereift sein, dass 
die nächsten Wahlen auf nationaler 
Ebene eher gegen als mit dem Re-
gierungspartner zu gewinnen seien.

Im Hintergrund schwelte außer-
dem ein Konf likt über den Fokus 
der außenpolitischen Orientierung 
Sri Lankas. Rajapaksa hatte be-
reits in seiner Präsidentschaft die 
Beziehungen zu China speziell ge-
fördert, Sri Lanka dabei aber hoch 
verschuldet. Wichtige strategische 
Infrastrukturprojekte wurden mit 
der chinesischen Regierung verein-
bart und an chinesische Investoren 
vergeben, so der Ausbau des Hafens 
und des Finanzzentrums Port City 
in Colombo, der Hafens von Ham-
bantota und der Flughafen Mattala. 
Rajapaksa hatte durch diese Projekte 
gleichzeitig seiner Wählerklientel 
Arbeitsplätze und Einkommen ver-
schafft, während die Reformregie-
rung unter Sirisena ab 2015 kaum 
nennenswerte, wirtschaftliche Er-
folge erzielen konnte. Im Gegen-
teil, die Verschuldung durch die ge-
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nannten Projekte und die ab 2016 
einsetzenden Rückzahlungsver-
pf lichtungen an China schnürten 
wirtschaftlichen Maßnahmen oder 
Reformen die Luft ab. Schließlich 
rief zu Zeiten von Rajapaksa die Ent-
scheidung, chinesische U-Boote in 
srilankischen Häfen anlegen zu las-
sen, nicht zuletzt die Regierungen in 
Indien und den USA auf den Plan.

Demgegenüber bevorzugte Premi-
erminister Wickremesinghe einen 
pro-westlichen Kurs und förderte 
enge Bindungen zwischen Sri Lan-
ka und Indien sowie mit der Euro-
päischen Union (EU) und den USA. 
Da die UNP von Grund auf eine 
marktliberale Politik betreibt, war 
Wikremesinghe ein geradezu idea-
ler Partner für die EU. Das Wieder-
auf leben des Zollpräferenzabkom-
mens GSP+ im Jahr 2017 war fast 
eine Formsache. Aber auch hier er-
gaben sich in so kurzer Zeit keine 
darstellbaren Erfolge für den Groß-

teil der Bevölkerung, die nicht nur 
Reformen im politischen und staats-
rechtlichen Bereich sondern auch 
in der Beschäftigung erwartete. So 
mag Präsident Sirisena insgesamt 
zum Schluss gekommen sein, dass 
die wirtschaftliche Fortune von Ra-
japaksa, wie teuer sie das Land spä-
ter auch zu stehen kommen mag, für 
seine Wiederwahl die wohl sicherere 
Bank bedeutet. Das Reformprojekt 
der Regierung war in weiten Teilen 
gescheitert und würde voraussicht-
lich keine Wähler/-innen mobilisie-
ren wie 2015.

Szenen einer Machtergreifung

Der Abberufung von Wickreme-
singhe und der Amtseinführung 
von Rajapaksa als Premierminister 
folgten der erwartbare Protest wie 
auch die Unterstützung. Stutzig wer-
den ließen hingegen die umgehende 
Okkupation der staatlich gelenkten 
Medien und die eifrige Besetzung 
politischer Schaltstellen in Schlüs-
selministerien. Dies erinnerte stark 
an den Begriff der Machtergreifung. 
In den umstrittenen Parlamentssit-
zungen Anfang und Mitte Novem-
ber versuchten die Anhänger der 

Rajapaksa-Fraktion (Sri Lanka Po-
dujana Party; SLPP), jeglichen for-
malen Ablauf zu ihren Ungunsten 
durch Randale zu verhindern. Der 
Parlamentspräsident Karu Jayasuri-
ya musste von rund zwei Dutzend 
Saalordnern abgeschirmt werden, 
als er, wenngleich erfolglos, ver-
suchte, den Stuhl des Sitzungsprä-
sidenten einzunehmen. Mit extra 
scharfem Chili vermengtes Wasser 
wurde auf die Augenpartien der Per-
sonenschützer gespritzt. Möglicher-
weise gewollte Symbolik: Wasser mit 
Chili versetzt wurde unter anderem 
unter Rajapaksas Präsidentschaft 
als Folter gegen Singhalesen ange-
wandt, die einer Straftat verdächtig 
waren, oder gegen Tamilen, die des 
Terrorismus verdächtigt wurden.

Befeuert wurde das Menetekel der 
Machtergreifung durch orchestrier-
te Stellungnahmen aus dem Be-
reich der akademischen und ande-
rer, nicht direkt in den Parteienstreit 
verwickelter Einrichtungen. Knapp 
eine Woche nach der Ämterrocha-
de meldete sich etwa die natio-
nale Vereinigung der universitären 
Akademiker/-innen (National Asso-
ciation of University Academics) zu 

Der Parlamentsabgeordnete der 
Rajapaksa-Fraktion bedrohte die 
unbewaffnete Ordnungspolizei im 
Parlament, die den Parlamentspräsidenten 
vor Attacken abschirmten.

Bild: Sri Lanka Brief
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Wort, also ein Personenkreis, dem 
eine ref lektierte Schau auf die Dinge 
unterstellt werden darf. In der Ver-
einigung ist Lehrpersonal aus allen 
Universitäten des Landes mit Aus-
nahme der Nordprovinz vertreten.

Im Rahmen einer Visite beim neu er-
nannten Premierminister Rajapaksa 
am 2. November stellte der Sekre-
tär dieser Vereinigung, Prof. Chan-
na Jayasumana, ein 5-Punkte-Me-
morandum der Öffentlichkeit vor. 
Der Prozess der Verfassungsreform 
solle umgehend beendet, die Nach-
forschungen zum Korruptionsskan-
dal an der Zentralbank sollen ver-
öffentlicht und Verantwortliche 
strafrechtlich verfolgt werden. Im 
dritten Punkt fordert das Memoran-
dum eine Abkehr von der Zusam-
menarbeit mit den Vereinten Nati-
onen. Insbesondere solle der Bericht 
des UN Hochkommissars für Men-
schenrechte aus dem Jahr 2015 (Re-
port of the OHCHR Investigation on 
Sri Lanka; OISL) und die Resoluti-
on 30/1 des UN Menschenrechts-
rates aus demselben Jahr für Null 
und nichtig erklärt werden. Beide 
UN Dokumente behandeln unter 
anderem Fälle schwerer Menschen-
rechtsverletzungen und Kriegsver-
brechen in Sri Lanka unter der Prä-
sidentschaft von Rajapaksa sowie die 
Aufforderung, bei der politischen 
und juristischen Bewältigung dieser 
Verbrechen die Expertise internatio-

naler Expert(inn)en in Anspruch zu 
nehmen. Mit der Einladung an fünf 
UN Sonderberichterstatter/-in-
nen zu verschiedenen thematischen 
Menschenrechten war die Regie-
rung Sirisena und Wickremesinghe 
dieser Aufforderung ein Stück weit 
sogar nachgekommen. Die Resoluti-
on 30/1 war vom damaligen Außen-
minister Sri Lankas, Mangala Sa-
maraweera, mit unterstützt worden. 

Als vierten Aspekt nennt das Memo-
randum den Schutz aller nationalen 
Erbgüter und bedeutsamer archäo-
logischer Grabungsstätten ohne Un-
terschied nach Regionen. Was sich 
nachvollziehbar und schlüssig liest, 
ist Bestandteil einer Strategie sei-
tens nationalistisch-singhalesischer 
Gruppen, der Geschichtsschreibung 
Sri Lankas einen hegemonialen 
Blick zu verpassen. Vergleichbar der 
Umdeutung religiöser Stätten durch 
die BJP in Indien, sollen Gedenk-
stätten anderer ethnischer oder re-
ligiöser Bevölkerungsgruppen in 
Sri Lanka als ursprünglich buddhi-
stisch-singalesische Orte von Be-
deutung umgedeutet, ausgewiesen 
und letztlich getilgt werden. Der 
fünfte Aspekt fordert den Stopp 
der direkten Finanzierung für die 
Arbeit von einheimischen NGOs 
durch ausländische Hilfsgelder. Au-
ßerdem müssten diese NGOs einer 
ständigen Überprüfung ihrer Akti-
vitäten unterliegen. Die Geister von 

vor 2015 wurden wieder wach, und 
Rajapaksa wies seine Untergebenen 
an, alles Notwendige zu veranlassen, 
um diese Forderungen rasch umzu-
setzen.

Unerwartet starke Vorbehalte

Dass sich Stimmen aus dem Aus-
land melden würden, war wohl im 
Kalkül von Sirisena und Rajapaksa 
berücksichtigt. Nicht ganz so kal-
kuliert war jedoch anscheinend die 
Vehemenz und Beständigkeit, mit 
der berufsständische Organisati-
onen und insbesondere der Groß-
teil des diplomatischen Corps re-
agierten. Der internationale Bund 
der Journalist(inn)en (International 
Federation of Journalists; IFJ) mel-
dete sich nach der Abberufung des 
Kriminalinspektors Nishantha Sil-
va am 18. November in einer ge-
meinsamen Stellungnahme mit der 
Sri Lanka Working Journalists As-
sociation (SLWJA) zu Wort. Beide 
forderten die umgehende Fortfüh-
rung der strafrechtlichen Untersu-
chungen an Morden und Attacken 
gegen Journalist(inn)en während 
der Amtszeit von Rajapaksa. Un-
geschönt äußerte der SLWJA-Prä-
sident Dhuminda Sampath seine 

Protestplakate der zivilgesellschaftlichen 
Gruppen, die teilweise direkt am 
Kundgebungsplatz hergestellt wurden.

Bild: Sri Lanka Brief
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Vermutung, die Abberufung diene 
allein dem Zweck, die eingeleiteten 
Anklagen niederzuschlagen. Umge-
hend sah sich die Führungsriege der 
SLWJA Morddrohungen ausgesetzt. 
SLWJA-Mitglieder, die in staatlich 
kontrollierten Medien arbeiteten, 
wurden drangsaliert. Illegal aufge-
nommene Gespräche kritischen In-
halts zur Krise wurden über Fern-
sehprogramme staatlicher Medien 
verbreitet und die Sprechenden als 
Landesverräter gebrandmarkt.

Recht unverblümt sprachen sich in 
Colombo ansässige diplomatische 
Vertretungen vor allem westlicher 
Länder für ein von der Verfassung 
vorgegebenes Verfahren zur Ernen-
nung des Premierministers aus und 
gaben ihrer Erwartung Ausdruck, 
dass auch das Parlament in sei-
nen verfassungsmäßigen Funktio-
nen nicht gehindert werde. Schon 
wenige Tage nach der Amtsenthe-
bung von Wickremesinghe, so am 
29.10., äußerten sich die Botschaf-
ten der USA, der EU, Großbritanni-
ens, Deutschlands, Norwegens, der 
Schweiz und anderer kritisch zu Le-
galität der Handlung. Der deutsche 
Botschafter nutzte außerdem das 
Medium Twitter, um seine Vorbe-
halte öffentlich kund zu tun.

Die fragwürdige Auf lösung des Par-
laments durch Sirisena und die An-
setzung von Neuwahlen für Januar 
2019 lösten einen zweiten Schub von 
kritischen Stellungnahmen aus. Die 
Sprecherin der Europäischen Kom-
mission, Maja Kocijancic, kritisier-
te in Brüssel am 10. November die 
Auf lösung des Parlaments. Derarti-
ge Maßnahmen würden das Vertrau-
en der Öffentlichkeit in die demo-
kratischen Institutionen des Landes 
untergraben. Die EU erwarte eine 
rasche und friedfertige Lösung der 
Krise im Einklang mit der Verfas-
sung. Am gleichen Tag twitterten 
die Abteilungsleitung zu Süd- und 
Zentralasien im US-Außenministe-
rium, der britische, für Asien und 
den Pazifik zuständige Staatssekre-

tär sowie das kanadische Außenmi-
nisterium ihr jeweiliges Unverständ-
nis über diese Maßnahme und die 
daraus resultierende Gefahr für den 
Versöhnungsprozess. Der australi-
sche Außenminister gab seiner Ent-
täuschung Ausdruck, dass die Auf-
lösung des Parlaments den Boden 
bereiten könnte, Sri Lankas Demo-
kratie und Stabilität zu untergraben.

Einen Tag später, am 11.11., gab der 
UN Generalsekretär seiner Besorg-
nis Ausdruck, dass die Entscheidung 
des Präsidenten dem demokratischen 
Prozess in Sri Lanka zuwiderlau-
fe. Wiederum einen Tag später, am 
12.11., entschieden einige Botschaf-
ten, die Einladung des neu berufe-
nen Außenministers Sarath Amunu-
gama zu einem Gespräch nicht durch 
ihre Botschafter sondern durch 
nachrangige Botschaftsvertreter/-
innen wahrzunehmen. Dazu ge-
hörten Großbritannien, die Nie-
derlande, Norwegen, Frankreich, 
Australien, Südafrika, Italien, Ka-
nada und Indien. Die EU, USA und 
Deutschland sandten ihre Botschaf-
terin und Botschafter. Vor diesem 
Hintergrund und angesichts der 
Tatsache, dass von 43 geladenen di-
plomatischen Vertretungen nur we-
nige davon überhaupt am Gespräch 
teilnahmen, ließen manche Beob-
achter vor Ort von einem Boykott 
sprechen. Solch kritische Auftritte 
durch Diplomat(inn)en, und in so 
geballter Form, ereignen sich in der 
Tat nicht alle Tage. Sie haben der 
Wiederbelebung der kritischen Zi-
vilgesellschaft in Sri Lanka und ei-
ner unabhängig agierenden Justiz ei-
nen wichtigen Resonanzboden zur 
Seite gestellt. So bleibt etwas Hoff-
nung, dass die nähere Zukunft des 
Landes nicht wieder von Brachial-
gewalt bestimmt wird.

Letzte Meldung vor  
der Drucklegung

Am 7. Dezember traf der Supreme 
Court die Entscheidung, die Anord-
nung des Präsidenten weiter auszu-

setzen, der zufolge das Parlament 
aufgelöst werden sollte. Die Sus-
pendierung galt bis zum 10. Dezem-
ber. Bis dahin wollte sich das 7-köp-
fige Richtergremium weiter in der 
Sache beraten 

Im Vorfeld zu dieser Entscheidung 
hatten sich am gleichen Tag die euro-
päische (European Chamber of Com-
merce of Sri Lanka; ECCSL), die US-
amerikanische (American Chamber 
of Commerce; AMCHAM) und die 
deutsch-sri-lankische Handelskam-
mern (Delegation of German Industry 
and Commerce in Sri Lanka; AHK 
Sri Lanka) in einem gemeinsamen 
Statement zu Wort gemeldet und 
ihre Besorgnis gegenüber der poli-
tisch unsicheren Lage geäußert. Sie 
warnten vor wirtschaftlichen und 
sozialen Konsequenzen, sollte das 
Vertrauen in die Verlässlichkeit der 
legalen und demokratischen Institu-
tionen nicht wieder hergestellt wer-
den können. 
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